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(Nr. 13867.) Verordnung zur Regelung des im § 45 der Verordnung zur Vereinfachung und ger, 
billigung der Verwaltung vorgeſehenen Verteilungsverfahrens (Verteilungsverordnung). 
Vom 30. März 1933, ö 


Auf Grund des $ 45 Abſ. 3 der Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung vom 3. September 1932 (Geſetzſamml. S. 283, 295) wird folgendes verordnet: : 


A. Zweck des Verteilungsverfahrens. 


8 1. Si 
Das Verteilungsverfahven ift ein behördlich geleitetes Verfahren, das unter Aufrechterhaltung 
des geordneten Ganges der Verwaltung und der Verſorgung der Bevölkerung die Befriedigung der 
Gläubiger aus Geldforderungen an Gemeinden und Gemeindeverbände durch Ausſonderung und 
Verwendung gemeindlicher Einnahmen und Vermögenswerte zu fördern beſtimmt iſt. Sr 


B. Antrag der Nuffihtsbehörde, 


8 2. 1 1111 

(0) Über die Einleitung eines Verteilungsverfahrens beſchließt die Beſchlußbehörde auf An⸗ 

trag der Aufſichtsbehörde. N RE 

(2) Die Aufſichtsbehörde ſtellt den Antrag nach Abſ. 1 auf Grund pflichtmäßigen Ermeſſens 

von Amts wegen. ER 

(8) Der Antrag nach Abf. 1 darf von der Aufſichtsbehörde nur geſtellt werden, wenn die 

Einleitung des Verteilungsverfahrens zur gleichmäßigen Befriedigung mehrerer Gläubiger er⸗ 

forderlich iſt. 

§ 3. 


Die Auffichtsbehörde hat vor Stellung des Antrags nach 8 2 Abſ. 1 den Vorſtand der Ger 
meinde (des Gemeindeverbandes) zu hören. 6 f Gi 
` SA f (ei 

() Die Aufſichtsbehörde hat bei Stellung des Antrags nach § 2 Abſ. 1 der Beſchlußbehörde 
unter ſummariſcher Angabe der Außenſtände ein Verzeichnis der Schulden der Gemeinde (des Ge⸗ 
meindeverbandes) und der Gläubiger ſowie eine Überſicht des Vermögensſtandes der Gemeinde 
(des Gemeindeverbandes) einzureichen. di 

E) Gläubiger, deren Forderungen der Schuldner beſtreitet, ſind unter Angabe dieſer Tat⸗ 
ſachen aufzuführen. Bei allen Gläubigern iſt ihre Anſchrift anzugeben. Wohnt ein Gläubiger im 
Ausland oder iſt ſein Wohnort unbekannt, jedoch ein im Inland wohnender, zur Empfangnahme 
von Willenserklärungen befugter Vertreter bekannt, ſo iſt auch deſſen Anſchrift anzugeben. 

() In der Überſicht des Vermögensſtandes müſſen die Vermögensgegenſtände (Aktiva) und 
Verbindlichkeiten (Paſſiva) unter Angabe ihres Betrags oder Wertes aufgeführt und einander 
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gegenübergeſtellt werden. Die Überſicht muß die Zugehörigkeit der Vermögensgegenſtände zu den 
verſchiedenen Arten von Gemeindevermögen (Verwaltungs-, Finanz, Werks⸗ und Gemeinde⸗ 
gliedervermögen) erkennen laſſen. Bei allen Aktiven und Paſſiven ſind etwaige Nebenrechte, ins⸗ 
beſondere zur Sicherung übertragenes Eigentum, Hypotheken, Pfandrechte und Bürgſchaften ſowie 
Anſprüche aus zur Deckung erhaltenen oder begebenen Wechſeln zu bezeichnen. Uneinbringliche 
oder zweifelhafte Aktiva ſind als ſolche kenntlich zu machen. 

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind auf Anfordern der Aufſichtsbehörde per, 
pflichtet, dieſer ein Gläubiger⸗ und Schuldnerverzeichnis einzureichen. oui 


C. Entſcheidung der Beſchlußbehörde. 
Rog E | | S 5. ? I 
E Die Beſchlußbehörde prüft auf Grund der dem Antrage beigefügten Unterlagen, ob die Ein⸗ 
leitung eines Verteilungsverfahrens zur gleichmäßigen Befriedigung mehrerer Gläubiger 
erforderlich iſt. : g 
(euuns zr gie) Ap 8 6. 
Liegen die Vorausſetzungen für die Einleitung des Verteilungsverfahrens nicht vor, ſo hat 
die Beſchlußbehörde den Antrag der Aufſichtsbehörde durch Beſchluß zurückzuweiſen. Der Beſchluß 
iſt mit Gründen zu verſeheen. = d 5 
Siten SCH 
D) Liegen die Vorausſetzungen für die Einleitung eines Verteilungsverfahrens vor, fo 
eröffnet die Beſchlußbehörde durch Beſchluß das Verteilungsverfahren. Nach Eröffnung des Ver⸗ 
tellungsverfahrens iſt die Leiſtung anderer als der im § 14 Abſ. 2 und 8 15 bezeichneten Zahlungen 
durchldie Gemeinde (den Gemeindeverband) unzuläſſig. Gef 85 ü Bas 
) Die Beſchlußbehörde kann gleichzeitig der Gemeinde (dem Gemeindeverbande) die Ver⸗ 
fügung über einzelne Vermögensgegenſtände verbieten. Das Verbot iſt im Regierungsamtsblatt 
bekannt zu machen. Es hat die Wirkung, daß Verfügungen, welche die Gemeinde (der Gemeinde⸗ 
verband) nach dem Erlaß über ſolche Vermögensgegenſtände trifft, den am Verteilungsverfahren 
beteiligten Gläubigern gegenüber unwirkſam ſind. 
) Betrifft das Verfügungsverbot Grundſtücke, Rechte an Grundſtücken oder ein Recht an 
einem ſolchen Rechte, ſo kann die Beſchlußbehörde das Grundbuchamt um Eintragung des Ver⸗ 
fügungsverbots in das Grundbuch erſuchen. ? 


D. Durchführung des Verteilungs verfahrens. 


§ 8. 150 5 
D) Zur Durchführung des Verteilungsverfahrens ordnet die Beſchlußbehörde die Einſetzung 
eines Treuhänders an. 6 , 
(@) Der Treuhänder wird von der Aufſichtsbehörde ernannt. 
G) Der Treuhänder hat für eine planmäßige Tilgung der gemeindlichen Verbindlichkeiten 
zu ſorgen; er ſoll hierbei nach Möglichkeit auf eine Vereinbarung hinwirken. e 
c) Der Treuhänder iſt befugt, alle zur Durchführung feiner Aufgabe erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen. Er kann die erforderlichen Beſchlüſſe an Stelle der gemeindlichen Organe faſſen 
und die zur Durchführung dieſer Beſchlüſſe erforderlichen Maßnahmen an Stelle des Gemeinde⸗ 
vorſtandes treffen. Er ſoll von dem Grundſatze gleichmäßiger Befriedigung nach Möglichkeit nur 
bei Kleinbeträgen oder in beſonderen Ausnahmefällen abweichen. 8 & 
(6) Die durch die Tätigkeit des Treuhänders entſtehenden Koſten trägt die Gemeinde (der 
Gemeindeverband). f 
Die Aufſichtsbehörde für den Treuhänder iſt die Aufſichtsbehörde der Gemeinde (des Ge⸗ 
meindeverbandes). ge | eat f i 
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E. Aufgebotsperfahren, 


89. re 
(1) Nach Eröffnung des Verteilungsverfahrens hat der Treuhänder die Gläubiger der Ge⸗ 
meinde (des Gemeindeverbandes), deren Forderungen auf Geldleiſtungen gerichtet find, aufzufordern, 
binnen einer von ihm zu beſtimmenden Friſt ihve Forderungen an die Gemeinde (den Gemeinde⸗ 
verband) unter Angabe des Gegenſtandes und Grundes bei der Beſchlußbehörde anzumelden. In 
der Aufforderung iſt der aus § 11 Abf. 1 erſichtliche Rechtsnachteil anzudrohen. Der Anmeldung 
ſind die zum Beweis der Forderung dienenden Unterlagen beizufügen, ſoweit ſie ſich nicht bereits 
bei dem von der Auſfſichtsbehörde eingereichten Antrage befinden. Urkundliche Beweisſtücke ſind 
in Urſchrift oder in Abſchrift beizufügen. Die Anmeldungsfriſt beträgt mindeſtens einen Monat. 
(2) Die Beſchlußbehörde kann beſtimmen, daß von einem Aufgebotsverfahren abgeſehen wird, 
wenn die Gemeinde (der Gemeindeverband) nicht imſtande ift, die im § 14 Abſ. 2 bezeichneten Aus⸗ 
gaben aus ordentlichen Einnahmen zu beſtreiten, oder die verwertbaren gemeindlichen Vermögens⸗ 
gegenſtände, Erträgniſſe aus wirtſchaftlichen Betrieben und ſteuerlichen Einnahmen in keinem an⸗ 
gemeſſenen Verhältniſſe zu den von den Gläubigern geltend gemachten Forderungen ſtehen. 


§ 10. 

) Das Aufgebot iſt im Regierungsamtsblatt und im Reichs⸗ und Staatsanzeiger zu ver⸗ 
öffentlichen. Maßgebend iſt die Veröffentlichung im Regierungsamtsblatt. Die Veröffentlichung 
gilt als bewirkt mit dem Ablaufe des zweiten Tages nach der Ausgabe des die Einrückung ent⸗ 
haltenden Blattes. Die Beſchlußbehörde kann nach Bedarf weitere Bekanntmachungen anordnen. 

(2) Der Treuhänder ſoll den ihm bekanntgewordenen Gläubigern der Gemeinde (des Ge, 
meindeverbandes) das Aufgebot mitteilen. E 


§ 11. Ka 
( Gläubiger, die innerhalb der Friſt ($ 9 Abſ. 1 Satz 1 und 5) ihre Forderungen, ſoweit fie 
auf Geld gerichtet ſind, bei der Beſchlußbehörde nicht anmelden, ſind von der Befriedigung in dem 
Verteilungsverfahren ausgeſchloſſen. 10 
(2) Die anderweite Geltendmachung der nicht rechtzeitig angemeldeten Forderungen ſowie 
der im Verteilungsverfahren nicht befriedigten Reſtforderungen bleibt den Gläubigern vorbehalten. 


F. Gläubigerausſchuß. 
8 12. 
(1) Die Beſchlußbehörde beſtellt einen Gläubigerausſchuß. Er iſt bei der Durchführung des 
Verteilungsverfahrens, insbeſondere bezüglich der Einbeziehung von Erträgen aus wirtſchaftlichen 
Betrieben und ſelbſtändigen Fonds der Gemeinden und Gemeindeverbände zu hören. 5 


(2) Die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes haben Anſpruch auf Erſatz ihrer baren Aus⸗ 
lagen. Dieſe Koſten trägt die Gemeinde (der Gemeindeverband). 


G. Von der Verteilung ausgeſchloſſene Gegenſtände. 
8 


(1) Von einer Verteilung gemeindlicher Einnahmen und Vermögenswerte ſind die laufenden 
und einmaligen Überweiſungen öffentlich⸗vechtlicher Körperſchaften an Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände ausgeſchloſſen, ſoweit durch Anrechnung auf ſie öffentlich-rechtliche Zahlungsverpflich⸗ 
tungen nach den von den Miniſtern des Innern und der Finanzen getroffenen Anordnungen 
abzudecken ſind. OD 

E) Von einer Verteilung ausgeſchloſſen find zweckbeſtimmte Zuweiſungen des Reichs und 
Staates und anderer öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften. 750570 
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() Gemeindliche Vermögensgegenſtände, in die nach § 43 Abſ. 3 der Verordnung zur Ver⸗ 
einfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. September 1932 die Zwangsvollſtreckung 
nicht zugelaſſen werden darf, ſind von der Verteilung ausgeſchloſſen. Das gleiche gilt für Gegen⸗ 
ſtände, die zur Erfüllung ſolcher Verbindlichkeiten erforderlich ſind, die aus nicht auf Geldleiſtung 
gerichteten Verträgen erwachſen. a 


H. Unzuläſſigkeit der Verteilung. 
EE 3 S 14. ) 
(1) Eine Verteilung iſt nicht zuläſſig, ſoweit hierdurch der geordnete Gang der Verwaltung 
oder die Verſorgung der Bevölkerung in der Gemeinde (dem Gemeindeverbande) vorausſichtlich 


ordentlichen Einnahmen zu beſtreiten. Jedoch ſollen gemeindliche Vermögensgegenſtände, die für 
die Verwaltung der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) oder für die Verſorgung der Bevölkerung 
nicht unentbehrlich ſind, zur Befriedigung der Gläubiger verwertet werden, ſofern hierdurch nicht 
eine Verſchleuderung wirtſchaftlicher Werte eintreten würde. g f 
(2) Als lebensnotwendige Ausgaben find anzufehen: 
1. die Ausgaben der öffentlichen Fürſorge, insbeſondere für Wohlfahrtserwerbsloſe, Für⸗ 
ſorgearbeiter, Zuſatzunterſtützungsempfänger, Sozial⸗ und Kleinrentner; ſonſtige not⸗ 
wendige Wohlfahrtsausgaben, insbeſondere für Jugend⸗ und Geſundheitsfürſorge, ſoweit 
ſie auf rechtlicher Verpflichtung beruhen, ſowie der Gemeindeanteil an der Kriſenfürſorge; 
2. Gehälter und Ruhegehälter an gemeindliche Beamte, Lehrer inſchließlich der Beiträge 
zur Landesmittelſchulkaſſe und zur Landesſchulkaſſe) und gemeindliche Angeſtellte (einſchl. 
der Verſicherungsbeiträge) ſowie Ruhegehaltskaſſenbeiträge; in Betracht kommen nur 
diejenigen Stellenbezüge, die nach der Beſoldungsordnung zu zahlen ſind; 
3. Löhne und Ruhelöhne der Arbeiter (einſchl. der Verſicherungsbeiträge); 
4. notwendigſte Sachausgaben für Bürobedarf, Heizung, Beleuchtung, Reinigung, Porto 
uſw. ſowie diejenigen Ausgaben für Straßenzwecke und öffentliche Gebäude, welche für 
die Erhaltung des polizeimäßigen Zuſtandes unerläßlich ſind; e 
5. Leiſtungen öffentlich⸗rechtlicher Art an andere öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften, ſoweit 
es ſich um laufende Beträge handelt oder um Beträge, die im letzten Jahre vor der Ein⸗ 
leitung des Verteilungsverfahrens fällig geworden ſind. SE 


J. Borwegbefriedigung. 
8 15. 

Vorweg zu befriedigen find: die ſeit 1. April 1932 entſtandenen und etwa noch entſtehenden 
Forderungen des Staates auf Ablieferung eingehobener Staatsſteuern, die Forderungen anderer 
öffentlich⸗ rechtlicher Körperſchaften auf Ablieferung der für ihre Rechnung eingehobenen Beträge 
ſowie die lebensnotwendigen Ausgaben (§ 14 Abf. 2). 


K. Rechtsmittel. 
§ 16. 


së ` 8 17. 

(1) Gegen die Maßnahmen des Treuhänders ſteht der Gemeinde (dem Gemeindeverband) 
und dem Gläubigerausſchuſſe binnen zwei Wochen die Beſchwerde an die Schiedsſtelle zu, deren 
Entſcheidung endgültig iſt. N f 
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(0) Die Schiedsſtelle beſteht aus dem Beamten der Aufſichtsbehörde als Vorſitzendem und je 


einem von dem Gläubigerausſchuß und von dem provinziellen Spitzenverbande der Gemeinde (des q 


Gemeindeverbandes), im Falle der Beteiligung von Provinzen von dem Verbande der Preußiſchen 
Provinzen zu beſtellenden Mitgliede. Be 

() Der Vorſitzende der Schiedsſtelle kann wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Falles 
die Beſchwerde an den Miniſter des Innern zulaſſen. In dieſem Falle finden die Vorſchriften 
des S 16 ſinngemäße Anwendung. 
15 ER 1 Koſten des Verfahrens. 

| 8 18. | 

Die Koſten des Verfahrens werden von der Beſchlußbehörde feſtgeſetzt. Gebühren werden 

nicht erhoben. Solche baren Auslagen des Verfahrens einſchließlich der Gebühren für Zeugen 


und Sachverſtändige, die durch Anträge und unbegründete Einwendungen erwachſen, werden 
demjenigen zur Laſt gelegt, welcher den Antrag geſtellt oder den Einwand erhoben hat. 


M. Aufhebung des Verteilungs verfahrens. 
8 19. N Cé: 
() Nach Abſchluß der Verteilung hebt die Beſchlußbehörde das Verteilungsverfahren nach 
Anhörung des Gläubigerausſchuſſes durch Beſchluß auf. Die Vorſchriften des § 10 dieſer Ver⸗ 
ordnung finden ſinngemäße Anwendung. Maßnahmen der Beſchlußbehörde gemäß § 7 Abſ. 2 
und 3 ſind wiederaufzuheben. ; 
) Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden ſinngemäße Anwendung, wenn feſtgeſtellt wird, daß 
zur Befriedigung der Gläubiger verwertbare Vermögensgegenſtände, Einnahmen oder Erträgniſſe 
nicht vorhanden find. ` a 5 


N. Erneuter Antrag auf Ei leitung eines Verteilungs verfahrens. 
H Léit 1 2223324223 21 ien 3 ee 3 f bc? 

() Ein erneuter Antrag auf Einleitung eines Verteilungsverfahrens darf früheſtens nach 
Ablauf eines halben Jahres nach Aufhebung des vorangegangenen Verteilungsverfahrens geſtellt 
werden. 

( Die Beſchlußbehörde kann einen erneuten Antrag auf Einleitung des Verteilungsver⸗ 
fahrens ablehnen, wenn ſich nach ihrer Überzeugung die Verhältniſſe in der Zwiſchenzeit nicht ſo 
geändert haben, daß die Einleitung des Verteilungsverfahrens Erfolg verſpricht. 


O. Ausführung und Inkrafttreten der Verordnung. 


8 21. 


Der Miniſter des Innern iſt befugt, die Vorſchriften dieſer Verordnung durchzuführen und 
die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


§ 22. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft; ſie tritt nach Ablauf von 
drei Jahren außer Kraft. 


Berlin, den 30. März 1933. N 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Der Kommiſſar des Reichs. 
Göring. 
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(Nr. 13868.) Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 18. Juni 1930 (Geſetzſamml. S. 117) 
zur Durchführung des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146). 
Vom 30. März 1933. 
Auf Grund des § 17 Abſ. 2, der Së 18 und 19 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 
(Reichsgeſetzbl. I S. 146) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 

Im Abſchnitt II Ziffer 2 der Verordnung vom 18. Juni 1930 (Geſetzſamml. S. 117) werden 
die Worte „mit dem Ausſchanke von geiſtigen Getränken“ geſtrichen. Ziffer 2 erhält folgenden 
Zuſatz: 

Dieſe ſowie die übrigen gemäß § 19 des Gaſtſtättengeſetzes anzuhörenden Stellen 
ſind im Genehmigungsverfahren nur dann als Partei anzuſehen, wenn ſie ein Rechts⸗ 
mittel einlegen, die Ortspolizeibehörde daneben auch dann, wenn ſie gemäß Ziffer 1 
Satz 2 das Verwaltungsſtreitverfahren beantragt. 


8 2. 
Im Abſchnitt II der Verordnung vom 18. Juni 1930 (Geſetzſamml. S. 117) erhält Ziffer 6 
folgende Faſſung: 
In den Fällen der 88 12, 13 und des § 17 Abſ. 1 Satz 1 des Gaſtſtätten⸗ 
geſetzes iſt die Ortspolizeibehörde zur Erhebung der Klage berechtigt und verpflichtet. 
Daneben kann das Verfahren auch von Amts wegen durch den Vorſitzenden der 
Erlaubnisbehörde erſter Inſtanz eingeleitet werden. Gegen das Urteil des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes iſt in dieſen Fällen die Reviſion an das Oberverwaltungsgericht gegeben. 
In den übrigen Fällen entſcheidet der Bezirksausſchuß endgültig, ſofern nicht auf 
Grund des Gaſtſtättengeſetzes bereits die Entſcheidung erſter Inſtanz endgültig iſt. 
8 3. 
Im Abſchnitt III Ziffer 1 iſt in der Klammer hinter „Eintänzerinnen“ hinzuzufügen 
„Bardamen“. 
84 
Im Abſchnitt III erhält Ziffer 3 folgenden Zuſatz: 
Bei der Anzeige einer Einſtellung ſoll der Dienſtvertrag beigefügt werden, ſofern 
nicht ein Tarifvertrag Anwendung findet. 


8 5. 

Im Abſchnitt III Ziffer 9 iſt hinter den Worten „weiblichen Arbeitnehmern“ einzufügen 
„ſoweit ſie ſich nicht im geordneten Lehrverhältnis im Konditoreigewerbe befinden“. Der letzte 
Satz des erſten Abſatzes der Ziffer 9 erhält folgende Faſſung: 

Ebenſo iſt jede Beteiligung am Umſatz oder Gewinn verboten, ſoweit nicht Ab⸗ 
weichungen auf Grund von Tarifverträgen zuläſſig ſind. 


Der zweite und dritte Abſatz der Ziffer 9 werden geſtrichen. 
So 

Dieſe Verordnung tritt am 1. Mai 1933 in Kraft. 

Berlin, den 30. März 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Der Kommiſſar des Reichs. 
Göring. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Miniſter 
GG 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſammlung S. 77 —). 

Im Amtsblatt der Preußiſchen Regierung in Minden (1933 S. 19) iſt eine Polizeiverordnung des 
Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, Kommiſſar des Reichs, und des 
Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, Kommiſſar des Reichs, vom 23. De⸗ 
zember 1932 über das Naturſchutzgebiet Langenbergteich bei Sande im Kreiſe Paderborn verkündet und in 
Kraft getreten. Durch dieſe Polizeiverordnung iſt die Polizeiverordnung der genannten Miniſter vom 
21. September 1926 über das Naturſchutzgebiet Langenbergteich bei Sande (RABl. 1926 S. 154/55) 
aufgehoben worden. 


Berlin, den 8. April 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorschrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Gefegfamml, S. 357 find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Januar 1933 
über die Ergänzung der Genehmigungsurkunde für die Stendal-Tangermünder Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 12 S. 67, ausgegeben am 25. März 1933; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Februar 1933 
über die Genehmigung des Fünften Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung 
(Ausgabe 1929) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 16 S. 96, ausgegeben am 25. März 1933; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. März 1933 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin für den Bau einer 60 000 Volt⸗Einfachleitung zur Übertragung elektriſcher 
Energie zwiſchen dem Umſpannwerke Berka i. H. und dem Kraftwerke bei der Odertal⸗ 
ſperre 5 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 12 S. 42, ausgegeben am 24. März 1988. 


Herausgegeben vom ee Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
She gen A f Berlin, 
Verlag: R. von Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin W. 9, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,— RM. vierteljährlich); 
einzelne Nummern und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10—40 v. H. Preisermäßigung. 
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